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Die Verbandsversammlung der Abfallwirtschaft Lahn-Fulda 
hat in ihrer Sitzung am 12. Oktober 2022 diese Abfallsat-
zung beschlossen, die auf folgende Rechtsgrundlagen 
gestützt wird: 
 

- Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(KGG) in der Fassung vom 16.12.1969 (GVBl. I, 
S. 307), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
11.12.2019 (GVBl. S. 416), 
 

- Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und 
Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaf-
tung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz – 
KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I, S. 212), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 10.08.2021 (BGBl. I 
S. 3436), 
  

- Hessisches Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (HAKrWG) vom 06.03.2013 (GVBl. 
S. 80), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
03.05.2018 (GVBl. S. 82), 
 

- Hessisches Gesetz über kommunale Abgaben 
(KAG) in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBl. S. 

134), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28.05.2018 (GVBl. S. 247)  

 
- Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fas-

sung vom 07.03.2005 (GVBl. I, S. 142), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 11.12.2020 (GVBl. S. 
915), 

 
in den jeweils gültigen Fassungen sowie deren unterge-
setzlichen Regelwerken. 

 

 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen der Abfallentsor-
gung 

 

§ 1 

Aufgabe 

(1) Die Abfallwirtschaft Lahn-Fulda (ALF) ist ein Abfall-
zweckverband der Landkreise Schwalm-Eder und 
Marburg-Biedenkopf. Der ALF wurden alle abfallwirt-
schaftlichen Aufgaben der beiden Landkreise über-
tragen. Die ALF betreibt die Abfallentsorgung in ihrem 
Verbandsgebiet (Schwalm-Eder-Kreis und Landkreis 
Marburg-Biedenkopf) nach Maßgabe des Gesetzes 
zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung 
der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen 
(Kreislaufwirtschaftsgesetz – KrWG) und des Hessi-
schen Ausführungsgesetzes zum Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (HAKrWG) sowie dieser Satzung als öf-
fentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und 
wirtschaftliche Einheit. Die ALF informiert und berät 
im Rahmen der Erfüllung ihrer Entsorgungspflicht 
über Möglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und 
Beseitigung von Abfällen. 

(2) Die ALF hat die in ihrem Verbandsgebiet angefalle-
nen und überlassenen Abfälle aus privaten Haushal-
tungen und Abfälle zur Beseitigung aus anderen Her-
kunftsbereichen nach Maßgabe der §§ 6 – 11 KrWG 
zu verwerten oder nach Maßgabe der §§ 15 und 16 
KrWG zu beseitigen. § 20 Abs. 1 Satz 2, § 20 Abs. 2 
und § 17 Abs. 1 KrWG bleiben unberührt. 

 Abfälle in kleinen Mengen aus privaten Haushaltun-
gen, gewerblichen oder sonstigen wirtschaftlichen Un-
ternehmen oder aus öffentlichen Einrichtungen, die in 
besonderem Maße gesundheits-, luft- oder wasserge-
fährdend, explosibel oder brennbar sind oder Erreger 
übertragbarer Krankheiten enthalten oder hervorbrin-
gen können (Kleinmengen gefährlicher Abfälle) wer-
den von der ALF getrennt eingesammelt und beför-
dert.  

Für die Entsorgung von Elektro- und Elektronikgerä-
ten aus privaten Haushalten im Sinne von § 3 Ziff. 5 
Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG) richtet 
die ALF Sammelsysteme und Übergabestellen ein. 
Nachtspeicherheizgeräte, Lampen und Photovoltaik-
module und sperrige Gegenstände (z.B. Möbel) mit 
elektr(on)ischen Funktionen werden ausschließlich im 
Bringsystem an den hierfür eingerichteten Übergabe-
stellen erfasst. 
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Die ALF kann sich zur Erfüllung dieser Aufgaben 
ganz oder teilweise Dritter bedienen. 

(3) Das Einsammeln der in ihrem Gebiet angefallenen 
und überlassenen Abfälle wird im Bereich des Land-
kreises Marburg-Biedenkopf von den kreisangehöri-
gen Städten und Gemeinden bzw. dem Müllabfuhr-
zweckverband Biedenkopf und im Gebiet des 
Schwalm-Eder-Kreises von dem Zweckverband Ab-
fallwirtschaft Schwalm-Eder-Kreis nach den von ihnen 
erlassenen Satzungen über die Abfallentsorgung un-
ter Beachtung dieser Satzung sowie des Abfallwirt-
schaftskonzeptes der ALF in der jeweils gültigen Fas-
sung vorgenommen, soweit in § 9 keine andere Re-
gelung getroffen ist. Die Abfallsatzungen der kreisan-
gehörigen Städte und Gemeinden bzw. des Müllab-
fuhrzweckverbandes Biedenkopf und des Zweckver-
bandes Abfallwirtschaft Schwalm-Eder-Kreis müssen 
im Einklang mit dieser Satzung stehen. 

(4) Um die Möglichkeiten im Zusammenhang mit der 
Verpflichtung der ALF zur Abfallverwertung weitest-
gehend nutzen zu können, sind im Verbandsgebiet 
anfallende Abfälle so weit wie möglich getrennt nach 
den verschiedenen Fraktionen der Abfälle zur Verwer-
tung und Abfälle zur Beseitigung einzusammeln, be-
reitzustellen und anzuliefern. Besonderer Wert ist da-
bei auf die Sortenreinheit der getrennt zu sammeln-
den Abfälle zu legen. 
 

(5) Die einsammlungspflichtigen öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger haben in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich zur Gewährleistung der Sortenreinheit nach Ab-
satz (4) darauf hinzuwirken, dass  

 
a) lediglich die dafür bestimmten Abfälle in die zu-

gelassenen Müllgroßbehälter eingegeben werden 
und  

b) die Eingabe von jeglichen Kunststoffen aller Art, 
insbesondere von kompostierbaren oder biolo-
gisch abbaubaren Kunststoffen (z.B. Biobeutel 
oder Kaffeekapseln), in die für die Erfassung von 
Bioabfällen vorgesehenen Müllgroßbehälter un-
terbleibt. 

 (6) Die Städte, Gemeinden und Zweckverbände sollen 
die von ihnen durchgeführte Einsammlung oder die 
zwischen ihnen und Dritten abzuschließenden Verträ-
ge über den Transport und die Einsammlung mit der 
ALF abstimmen. Sofern sich die ALF für das Beför-
dern der Abfälle derselben Abfuhrunternehmen be-
dient, übernehmen die Abfallsammelfahrzeuge der 
Städte, Gemeinden und Zweckverbände oder die in 
ihrem Auftrag tätigen privaten Unternehmen den 
Transport der Abfälle von der Gemeindegrenze bis zu 
den von der ALF zugeteilten Umladeanlagen oder Ab-
fallentsorgungsanlagen auf Kosten der ALF. Dies 
setzt voraus, dass die ALF die Aufgabe des Transpor-
tes den Städten, Gemeinden und Zweckverbänden im 
Rahmen einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung 
übertragen hat. 

 

§ 2 

Begriffsbestimmungen und Abfallarten 

(1) Abfälle im Sinne dieser Satzung sind alle Stoffe oder 
Gegenstände, derer sich die besitzhabende Person 
entledigt, entledigen will oder entledigen muss. Abfäl-
le zur Verwertung sind Abfälle, die verwertet werden; 

Abfälle, die nicht verwertet werden, sind Abfälle zur 
Beseitigung. 

(2) Hausmüll sind feste Abfälle, die hauptsächlich in 
privaten Haushaltungen im Rahmen der privaten Le-
bensführung anfallen, insbesondere in Wohnungen 
und zugehörigen Grundstücks- oder Gebäudeteilen 
sowie an anderen vergleichbaren Anfallorten wie 
Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Woh-
nens. 

(3) Sperrmüll sind feste Abfälle hauptsächlich aus priva-
ten Haushaltungen, die wegen ihrer Sperrigkeit nicht 
in die im Entsorgungsgebiet vorgeschriebenen Behäl-
ter passen und getrennt vom Hausmüll gesammelt 
und transportiert werden. 

(4) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind Abfälle aus 
anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun-
gen, insbesondere gewerbliche und industrielle Abfäl-
le, die Abfälle aus privaten Haushaltungen aufgrund 
ihrer Beschaffenheit oder Zusammensetzung ähnlich 
sind sowie Abfälle aus privaten und öffentlichen Ein-
richtungen, die gemeinsam mit oder wie Hausmüll 
entsorgt werden können. 

(5) Produktionsspezifische Abfälle sind in Industrie, 
Gewerbe oder sonstigen Einrichtungen anfallende 
Abfälle, die keine Siedlungsabfälle sind, jedoch nach 
Art, Schadstoffgehalt und Reaktionsverhalten wie 
Siedlungsabfälle entsorgt werden können. 

(6) Kompostierbare Abfälle sind im Siedlungsabfall 
enthaltene biologisch abbaubare nativ- und derivativ-
organische Abfallanteile (z.B. organische Küchenab-
fälle, Gartenabfälle). 

(7) Bauschutt besteht aus festen Baustoffen, die über-
wiegend mineralische Bestandteile enthalten und 
vorwiegend bei Bauwerksabbrüchen anfallen (Beton, 
Mauerwerk, Ziegelschutt, Straßenaufbruch). 

(8) Bodenaushub ist natürlich gewachsenes, auch be-
reits verwendetes Erd- und Felsmaterial. 

(9) Baustellenabfälle sind nichtmineralische Materialien, 
Baustoffe, Bauzubehör oder Verpackungsreste, die 
beim Umbau, Neubau oder Abriss von Bauwerken an-
fallen. 

 
(10) Elektro- und Elektronikgeräte sind Geräte, die für 

den Betrieb mit Wechselspannung von höchstens 
1.000 Volt oder Gleichspannung von höchstens 1.500 
Volt ausgelegt sind und  

 
a) zu ihrem ordnungsgemäßen Betrieb von elektri-

schen Strömen oder elektromagnetischen Feldern 
abhängig sind oder 

b) der Erzeugung, Übertragung und Messung von 
elektrischen Strömen und elektromagnetischen 
Feldern dienen. 

 

§ 3 

Ausschlusstatbestände 

(1) Der Abfallentsorgung unterliegen alle im Verbands-
gebiet der ALF angefallenen und überlassenen Abfäl-
le, soweit sie nicht nach Maßgabe dieser Satzung o-
der sonstiger Rechtsvorschriften von der Entsorgung 
ausgeschlossen sind. 

(2) Von der Entsorgung ausgeschlossen sind: 
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a) Abfälle und Stoffe im Sinne § 2 Abs. 2 KrWG. 

b) Gefährliche Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 
KrWG in Verbindung mit der Abfallverzeichnis 
Verordnung (AVV), soweit sie nicht als Klein-
mengen i.S. des § 10 dieser Satzung einge-
sammelt werden. 

c) Abfälle, die der Rücknahmeverpflichtung auf-
grund einer nach § 25 KrWG erlassenen 
Rechtsverordnung unterliegen, soweit entspre-
chende Rücknahmeeinrichtungen zur Verfügung 
stehen (§ 17 Abs. 1 Nr. 1 KrWG). Eine Ausnah-
me hiervon bildet der Fall, dass die ALF an der 
Rücknahme aufgrund einer Bestimmung nach § 
25 Abs. 2 Nr. 4 KrWG mitwirkt. 

d) menschliche und tierische Auswurfstoffe. 

e) Klärschlämme und ähnliche Abfälle, soweit sie 
nicht wenigstens 35 % Trockensubstanz enthal-
ten und eine Flügelscherfestigkeit von 25 kN/m2 
besitzen. 

f) Elektro- und Elektronikgeräte aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushalten. 

g) Schrott aus gewerblichem Bereich, Altautos mit 
Ausnahme von Fahrzeugen ohne amtliches 
Kennzeichen, die illegal im öffentlichen Straßen-
raum abgestellt wurden. 

h) Abfälle, die mit ausgeschlossenen Abfällen im 
Sinne der Buchstaben a - g vermischt sind, un-
geachtet des Mischungsverhältnisses. 

i) Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen, soweit Dritten oder priva-
ten Entsorgungsträgern mit Zustimmung der zu-
ständigen Behörde Pflichten zur Entsorgung 
ganz oder teilweise übertragen worden sind, 

j)  mineralische Massenabfälle aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushaltungen, 
insbesondere aus Großbaustellen, 

k) Küchen- und Speiseabfälle aus der Gemein-
schaftsverpflegung 

(3) Bestehen Zweifel, ob nach den gesetzlichen Bestim-
mungen Abfälle zur Behandlung, Lagerung und Abla-
gerung in und auf Entsorgungsanlagen der ALF zuge-
lassen sind, kann die ALF die Annahme verweigern, 
bis der Anlieferende die Unbedenklichkeit des Abfalls 
in geeigneter Weise nachweist und/oder die zuständi-
ge Behörde über die Zulässigkeit der Entsorgung ent-
scheidet. Die Kosten für den in Satz 1 genannten 
Nachweis trägt die anliefernde Person. 

 In begründeten Ausnahmefällen kann die ALF die 
chemisch-phyikalische Beschaffenheit von Abfällen 
selbst untersuchen oder durch einen beauftragten 
Dritten untersuchen lassen, wenn schädliche Verun-
reinigungen oder Probleme zu besorgen sind, die ei-
ne Entsorgung der Abfälle in den entsprechenden An-
lagen der ALF erschweren könnten. Die Abfallanliefe-
rer sind zur Duldung der Untersuchungen verpflichtet 
und tragen die Untersuchungskosten. 

(4) Über Abs. 2 hinaus kann die ALF mit Zustimmung der 
zuständigen Abfallbehörde Abfälle zur Beseitigung 
aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen von der Entsorgung ausschließen, soweit 
diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit 
den in Haushaltungen anfallenden Abfällen beseitigt 

werden können oder wenn die Sicherheit der umwelt-
verträglichen Beseitigung im Einklang mit dem Ab-
fallwirtschaftsplan des Landes Hessen durch einen 
anderen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleistet 
ist. Bis zu einer endgültigen Entscheidung der in Satz 
1 genannten, zuständigen Abfallbehörde über die Zu-
lässigkeit der Entsorgung sind die Abfälle gemein-
wohlverträglich zu lagern. 

(5) Die von der Entsorgung durch die ALF ausgeschlos-
senen Abfälle sind von den erzeigenden und besitz-
hebenden Personen dieser Abfälle nach den Vor-
schriften des KrWG (§§ 7 Abs. 2 und 15 Abs. 1) und 
HAKrWG  zu entsorgen. 

 

(6) Die Einsammlung von Elektro- und Elektronikgeräten 
ist ausgeschlossen, sofern es die Einsammlung von 

 a) Photovoltaikmodulen, 

 b) Nachtspeicherheizgeräten, 

c) Lampen, 

d)  sperrigen Gegenständen (z.B. Möbel) mit 
elektr(on)ischen Funktionen 

d)  haushaltsuntypischen Geräten oder 

e) haushaltsunüblichen Mengen 

 betrifft.  

 

§ 4 

Benutzungsrecht 

(1) Zur Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen der ALF 
sind die im Verbandsgebiet der ALF gelegenen Städ-
te, Gemeinden und Zweckverbände berechtigt, soweit 
diese Satzung nichts anderes bestimmt. 

(2) Die besitzhebende Person, deren Abfälle vom Ein-
sammeln und Befördern durch eine Stadt, Gemeinde 
oder einen Zweckverband ausgeschlossen ist, ist 
nach Maßgabe dieser Satzung berechtigt, die bei ihr 
angefallenen Abfälle der ALF unmittelbar bei den da-
für zugelassenen Abfallentsorgungsanlagen zum 
Zwecke des Behandelns, Lagerns und Ablagerns zu 
überlassen. Diese Regelung gilt nicht für Abfälle, die 
gemäß § 3 von der Entsorgung ausgeschlossen sind. 

(3) Werden Abfälle nicht sortenrein gemäß den Vorgaben 
des § 1 Abs. 4 angeliefert, so entscheidet die ALF 
über die weitere Verwertung oder Beseitigung dieser 
Abfälle.  

 

§ 5 

Benutzungszwang 

(1) An die Abfallentsorgungseinrichtungen der ALF sind 
alle Städte, Gemeinden und Zweckverbände im Ver-
bandsgebiet der ALF mit den in ihrem Gebiet einge-
sammelten Abfällen angeschlossen. Die Städte, Ge-
meinden und Zweckverbände haben der ALF alle von 
ihnen eingesammelten Abfälle nach deren Vorgaben 
zu übergeben, es sei denn, die Entsorgung ist ihnen 
gem. § 22 KrWG übertragen worden. Dies gilt auch 
für die in den Wertstoffhöfen, Bauhöfen und ähnlichen 
Anlagen eingesammelten Abfälle. 
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(2) Kompostierbare Abfälle aus privaten Haushaltungen 
(mit Ausnahme der kompostierbaren Abfälle aus dem 
Gebiet der Stadt Marburg), die von den erzeigenden 
oder besitzenden Personen weder über die Biotonne 
entsorgt noch selbst kompostiert werden, sind der 
ALF zu übergeben.  

(3) Die erzeigenden/besitzende Person, deren Abfälle 
vom Einsammeln durch eine Stadt, Gemeinde oder 
einen Zweckverband ausgeschlossen sind, ist ver-
pflichtet, die bei ihr anfallenden Abfälle zu den Ab-
fallentsorgungsanlagen der ALF zu befördern und das 
Behandeln, Lagern und Ablagern vornehmen zu las-
sen, soweit die ALF diese Abfälle nicht ihrerseits von 
der weiteren Entsorgung ausgeschlossen hat und 
soweit die abfallerzeugende und –besitzende Person 
zur Überlassung verpflichtet ist (Benutzungszwang). 

(4) Ein Benutzungszwang besteht nicht 

a) für Abfälle, die nach § 3 dieser Satzung von der 
Abfallentsorgung ausgeschlossen sind, 

b) für Abfälle aus privaten Haushaltungen, soweit 
ihre erzeugende oder besitzende Personen 
selbst zu einer Verwertung in der Lage sind und 
diese beabsichtigen, 

c) für Abfälle zur Verwertung aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushaltungen, 

d) für nicht gefährliche Abfälle, die durch gemein-
nützige Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden, 

e) für nicht gefährliche Abfälle, die durch gewerbli-
che Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden, wenn 
und soweit dies der ALF nachgewiesen wird und 
nicht überwiegende öffentliche Interessen ent-
gegenstehen, 

f) für Abfälle zur Beseitigung aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushaltungen, 
soweit ihre erzeugende oder besitzende Perso-
nen diese in eigenen Anlagen beseitigen und 
keine überwiegenden öffentlichen Interessen ei-
ne Überlassung erfordern, 

g) für Abfälle, bei welchen mit der Erfüllung der  
Pflicht zur Verwertung oder Beseitigung gem. § 
22 KrWG Dritte beauftragt wurden. 

(6) Abfälle zur Verwertung aus anderen Herkunftsberei-
chen als privaten Haushaltungen können - soweit es 
die Kapazitäten der Abfallentsorgungsanlagen der 
ALF zulassen - zur weiteren Behandlung und Verwer-
tung angenommen werden, auch wenn eine Verwer-
tungspflicht der ALF nicht besteht. 

 

§ 6 

Meldepflicht 

(1) Die im Verbandsgebiet der ALF gelegenen Städte, 
Gemeinden und Zweckverbände haben der ALF jede 
wesentliche Änderung der anfallenden Abfälle oder 
ihrer Menge unverzüglich zu melden sowie alle für die 
Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Dies gilt auch für den Fall, dass Abfälle von der Ein-
sammlung ausgeschlossen werden. 

(2) Abs. 1 Satz 1 gilt in gleicher Weise für die erzeigen-
de/besitzende Person von Abfällen, sofern diese nach 
§ 4 Abs. 2 ihre Abfälle unmittelbar der ALF zu über-
lassen hat. Dies gilt auch im Fall des erstmaligen An-
falls von Abfällen. Wechselt der Inhabende eines Be-
triebes, aus dem bisher regelmäßig Abfälle zu einer 
der in § 9 Abs.1 a) aufgeführten Abfallentsorgungsan-
lagen unmittelbar befördert worden sind, so hat der 
neue Inhabende dies der ALF unverzüglich anzuzei-
gen. 

 

§ 7 

Durchsuchung, Fundsachen 

(1) Die ALF ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlore-
nen Gegenständen suchen zu lassen. 

(2) Im Abfall vorgefundene Wertgegenstände werden als 
Fundsachen behandelt. 

 

§ 8 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 

Bei vorübergehenden Einschränkungen, Unterbrechungen, 
Verspätungen oder Ausfällen der Abfallabfuhr oder -
annahme, insbesondere infolge von Betriebsstörungen, 
betriebswichtigen Arbeiten, gesetzlichen Wochenfeierta-
gen, behördlichen Verfügungen, Verlegungen eines Zeit-
punktes oder wegen Umständen, die die ALF bzw. die 
Betreiber der Anlage nicht zu vertreten haben, wie etwa 
höhere Gewalt, besteht kein Anspruch auf Entsorgung, 
Gebührenminderung oder auf Schadensersatz. 

Die ALF sorgt in diesen Fällen für Übergangsregelungen, 
die erforderlichenfalls durch öffentliche Bekanntmachungen 
den Betroffenen mitgeteilt werden können. Hierzu gehört 
auch die vorübergehende Zuweisung zu einer anderen 
Abfallentsorgungsanlage 

Ist die Annahme des Abfalls aus einem der vorgenannten 
Gründe unterblieben, so wird sie alsbald und soweit wie 
möglich nachgeholt. 

 

Zweiter Abschnitt 

Durchführung der Abfallentsorgung 

 

§ 9 

Organisationsplan 

(1) Die ALF erstellt einen Organisationsplan. Dieser Plan 
enthält Angaben oder Regelungen über 

a) die zugelassenen Abfallentsorgungsanlagen 
bzw. Umladeanlagen, 

b) die Kleinmengensammlungen im Sinne des § 1 
Abs. 4 und 5 HAKrWG. 

(2) Der Organisationsplan ist bei der ALF erhältlich. 

 

§ 10 
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Einsammlung von Kleinmengen gefährlicher 
Abfälle 

(1) Kleinmengen gefährlicher Abfälle im Sinne von § 1 
Abs. 4 HAKrWG sind an den von der ALF bekannt 
gegebenen Tagen von der abfallerzeugen-
den/besitzenden Person oder einer von ihr beauftrag-
ten Person unter Angabe der Abfallart und der abfall-
erzeugenden/besitzenden Person an den mobilen 
Sammelstellen den von der ALF beauftragten Perso-
nen zu übergeben. 

(2) Je Sammlung oder Sammeltag darf eine abfallbesit-
zende Person höchstens 100 Kilogramm anliefern. 
Die jährliche Obergrenze für Kleinmengen gefährli-
cher Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen beträgt 500 kg. 

(3) Die Sammeltermine werden regelmäßig von der ALF 
bekannt gemacht. 

§ 11 

Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen 

(1) Die Benutzung der von der ALF zur Verfügung ge-
stellten Abfallentsorgungsanlagen richtet sich nach 
der jeweiligen Betriebsordnung. Hierbei ist den An-
weisungen des Personals Folge zu leisten. 

(2) Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 1 und des § 4 Abs. 2 
sind von den abfallerzeugenden/abfallbesitzenden 
Personen bei der in dem Organisationsplan nach § 9 
Abs. 1 genannten Abfallentsorgungsanlage anzulie-
fern. 

(3) Die ALF oder der von ihr beauftragte Dritte kann 
Abfälle zurückweisen, wenn die Anforderungen dieser 
Satzung oder der Betriebsordnung nicht eingehalten 
werden. Im Einzelfall dabei entstehende Mehrkosten 
sind von der abfallanliefernden Person über die nach 
§ 16 zu zahlende Gebühr hinaus zu tragen. Soweit 
sich erst im Nachhinein herausstellt, dass Abfälle, die 
i. S. Satz 1 hätten zurückgewiesen werden können, 
angenommen wurden, so hat die anliefernde Person 
die entstehenden erhöhten Entsorgungskosten über 
die Gebühr i. S. § 16 hinaus zu tragen. 

§ 12 

Anfall der Abfälle 

(1) Abfälle gelten für die ALF für die Verwertung bzw. 
Beseitigung als angefallen, 

a) wenn ihre Einsammlung durch die Stadt, Ge-
meinde oder den Zweckverband abgeschlossen 
und die Beförderung bis zur Grenze der Ge-
meinde erfolgt ist (eingesammelte Abfälle) oder 

b) wenn sie in zulässiger Weise von Personen mit 
Eigentum, Besitz oder Nutzungsrecht eines im 
Verbandsgebiet der ALF liegenden Grundstücks 
oder in derenn Auftrag zum Behandeln, Lagern 
und Ablagern in eine von der ALF zur Verfügung 
gestellten Entsorgungsanlage verbracht worden 
sind (angelieferte Abfälle). 

(2) Die Abfälle gehen in das Eigentum der ALF über, 
sobald sie bei der Abfallentsorgungsanlage ange-
nommen sind. 

(3) Unbefugten ist nicht gestattet, angelieferte Abfälle zu 
durchsuchen oder wegzunehmen. 

§ 13 

Getrennthaltung von Bauabfällen 

(1) Bei der Durchführung von Baumaßnahmen, insbe-
sondere beim Abbruch baulicher Anlagen, sind Bau-
abfälle Bodenaushub, Bauschutt, Baustellenabfälle 
vom Zeitpunkt ihrer Entstehung an getrennt zu halten, 
soweit dies für ihre ordnungsgemäße Verwertung er-
forderlich ist. Schadstoffbelastete Abfallfraktionen 
sind getrennt zu erfassen und gemäß den jeweiligen 
Verwertungs- und Beseitigungswegen getrennt zu 
halten. 

(2) Verantwortlich für die Einhaltung dieser Verpflichtun-
gen ist der bauausführende Unternehmer bzw. die 
bauausführende Person. Soweit mit dem Transport 
Dritte beauftragt werden, sind diese verpflichtet, die 
oben angeführten Stoffe getrennt anzuliefern. 

§ 14 

Auskunftspflicht, Betretungsrecht 

(1) Personen mit Eigentum und Besitz von Grundstü-
cken, auf welchen überlassungspflichtige Abfälle an-
fallen, sind verpflichtet, beauftragten Personen der 
ALF das Betreten der Grundstücke zum Zwecke der 
Überwachung der Getrennthaltung und Verwertung 
von Abfällen zu dulden (§ 19 KrWG). 

(2) Die beauftragten Personen der ALF haben sich durch 
einen von der ALF ausgestellten Dienst-
/Lichtbildausweis auszuweisen. 

§ 15 

Abfallberatung 

Die ALF informiert und berät über die Möglichkeiten der 
Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen. 

 

 

Dritter Abschnitt 

 

Deckung des Kostenbedarfs, Rechtsbehelfe, 
Ordnungswidrigkeiten 

 

§ 16 

Gebühren, Gebührenordnung 

Die ALF erhebt für die im Rahmen der Abfallentsorgung 
entstehenden Kosten Gebühren nach Maßgabe der Ge-
bührenordnungen zu dieser Satzung in der jeweils gültigen 
Fassung. 

§ 17 

Rechtsbehelfe, Zwangsmittel 

(1) Die Rechtsbehelfe gegen Maßnahmen aufgrund 
dieser Satzung regeln sich nach den Bestimmungen 
der Verwaltungsgerichtsordnung in der jeweils gülti-
gen Fassung. 

(2) Für die zwangsweise Durchsetzung der im Rahmen 
dieser Satzung erlassenen Verwaltungsakte gelten 
die Vorschriften des Hessischen Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetzes in der jeweils gültigen Fassung. 
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§ 18 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht ge-
troffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. ausgeschlossene Abfälle unter Verstoß gegen § 
3 in Abfallentsorgungsanlagen der ALF ver-
bringt, 

2. entgegen § 5 Abs. 1 und 3 überlassungspflichti-
ge Abfälle nicht bestimmungsgemäß zu einer 
von der ALF zur Verfügung gestellten Abfallent-
sorgungsanlage befördert oder der ALF in ande-
rer Weise überlässt, 

3. entgegen § 5 Abs. 2 kompostierbare Abfälle aus 
privaten Haushaltungen (mit Ausnahme der 
kompostierbaren Abfälle aus dem Gebiet der 
Stadt Marburg), die von den erzeugenden oder 
besitzenden Personen weder über die Biotonne 
entsorgt noch selbst kompostiert werden, nicht 
der ALF übergibt, 

4. entgegen § 6 Abs. 2 eine wesentliche Änderung 
der anfallenden Abfälle oder ihrer Menge nicht 
oder nicht unverzüglich meldet oder nicht alle für 
die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte 
erteilt, oder einen Inhaberwechsel nicht oder 
nicht unverzüglich anzeigt, 

5. entgegen § 11 Abs. 1 gegen Betriebsordnungen 
für Abfallentsorgungsanlagen verstößt, 

6. entgegen § 13 Abs. 1 Bauabfälle nicht getrennt 
hält oder nicht getrennt erfasst, 

7. entgegen § 14 Abs. 1 den beauftragten Perso-
nen der ALF als Person mit Eigentum und Besitz 
von Grundstücken, auf welchen überlassungs-
pflichtige Abfälle anfallen nicht das Betreten der 
Grundstücke zum Zwecke der Überwachung der 
Getrennthaltung und Verwertung von Abfällen (§ 
19 KrWG) gestattet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 50.000 € geahndet werden. Die Geldbuße soll den 
wirtschaftlichen Vorteil, den der Tatbeghende aus der 
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigen.  

(3) Das Bundesgesetz über Ordnungswidrigkeiten (O-
WiG) in der jeweils geltenden Fassung findet Anwen-
dung. 

 

§ 19 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung  
in Kraft. 
 
Wabern, 12. Oktober 2022 
 
Für die Abfallwirtschaft Lahn-Fulda 
 
 
 
 
Winfried Becker 
Verbandsvorsitzender 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


